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Einfacher Bebauungsplan W 81 E – Kemptener Straße 
Fassung vom 04.06.2024 

 
A Präambel 
Aufgrund des § 1 Abs. 3 und des § 13 des Baugesetzbuchs (BauGB) und der Baunutzungs-
verordnung (BauNVO) jeweils in der zur Zeit des Satzungsbeschlusses gültigen Fassung hat 
der Planungs-, Bau-, Umwelt- und Verkehrsausschuss der Stadt Füssen den einfachen Be-
bauungsplan W 81 E – Kemptener Straße als Satzung beschlossen. 
 
B Textliche Festsetzungen 
Art der baulichen Nutzung gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB: 
 
1. Das Gebiet im räumlichen Geltungsbereich des Bebauungsplans wird als Mischgebiet 

gemäß § 6 BauNVO festgesetzt. Die in § 6 Abs. 2 Nr. 3 BauNVO genannten Betriebe 
des Beherbergungsgewerbes und die in § 6 Abs. 2 Nr. 4 BauNVO genannten sonstigen 
Gewerbebetriebe in Form von Ferienwohnungen im Sinne von § 13a BauNVO sind nicht 
Bestandteil des Bebauungsplans. Sie sind nicht zulässig, auch nicht ausnahmsweise. 

2. Vergnügungsstätten gemäß § 6 Abs. 2 Nr. 8 und § 6 Abs. 3 BauNVO, sowie Wettannah-
mestellen sind nicht Gegenstand des Bebauungsplans. Sie sind nicht zulässig, auch 
nicht ausnahmsweise. 

3. Wohngebäude sind ausschließlich mit Wohnungen zum Dauerwohnen für Personen, die 
auf Dauer den Schwerpunkt der Lebensbeziehungen in der Stadt Füssen haben zuläs-
sig. Eine dauerwohnliche Nutzung liegt vor, wenn mindestens einer der Bewohner der 
Wohnung dort zulässigerweise seine Hauptwohnung im Sinne von § 21 Abs. 2 in Verbin-
dung mit § 22 Bundesmeldegesetz begründet hat. 

 
C Umgriff des Geltungsbereichs 

 
Lageplan unmaßstäblich 

 
Geltungsbereich innerhalb der roten Umgrenzung:  

 
Ausgenommen vom Geltungsbereich 

innerhalb der roten Umgrenzung mit gelber Füllung: 
  

 
 

 
.  

Stadt Füssen 
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D Begründung 
 
 
Vereinfachtes Verfahren 
Das vereinfachte Verfahren gemäß § 13 BauGB konnte angewendet werden, da sich durch 
die Aufstellung eines Bebauungsplans in dem Gebiet nach § 34 BauGB der sich aus der vor-
handenen Eigenart der näheren Umgebung ergebende Zulässigkeitsmaßstab nicht wesent-
lich verändert. Von der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit und der Behörden und Trä-
ger öffentlicher Belange der Umweltprüfung und dem Monitoring wurde abgesehen. Die zu-
sammenfassende Erklärung entfällt. 
 
 
Anlass der Planung 
 
Der Stadt Füssen lagen Anträge auf Baugenehmigung für die Nutzungsänderung von dauer-
genutzten Wohnungen in Ferienwohnungen vor. Das lässt die weitere Entstehung von Betrie-
ben des Beherbergungsgewerbes und sonstigen nicht störenden Gewerbebetrieben im Sinne 
von § 13a Baunutzungsverordnung - BauNVO (Ferienwohnungen) befürchten. 
 
Das Plangebiet ist durch Wohnen geprägt. 
 
Zulässig waren bisher Betriebe des Beherbergungsgewerbes, die sonstigen nichtstörenden 
Gewerbebetriebe und sonstige Gewerbebetriebe. 
 
Gemäß § 13 a BauNVO gehören Ferienwohnungen zu den nicht störenden Gewerbebetrie-
ben. 
 
Maßgeblich ist, dass die Stadt Füssen mit den Beschlüssen aus 2019 klargestellt hat, dass 
eine konsequente Abkehr von der vormaligen Entscheidungspraxis erfolgt. Dies ist sachlich 
begründet, weil nach wie vor ein Wohnraumdefizit insbesondere im Hinblick auf bezahlbaren 
und familiengerechten Wohnraum und dabei besonders im Bereich der Mietwohnungen be-
steht; die Baugebietsausweisungen der letzten Jahre bisher noch nicht in ausreichendem Um-
fang zu einer Behebung dieser Problematik geführt haben und anhaltend der Trend zur Ver-
drängung des ohnehin zu knapp bemessenen Wohnraums durch die Einrichtung von Ferien-
wohnungen besteht. 
 
Um dies zu erreichen, wird von den dafür vorgesehenen gesetzlichen Möglichkeiten Gebrauch 
gemacht: Regelung in neuen Bebauungsplänen (z. B. O 65, W 64 und W 27 zweite Änderung) 
und Änderung von anderen BP (O 38, erste Änderung); daneben eben durch die konsequente 
Abkehr von der Befürwortung von Ausnahmen und Befreiungen. Im Rahmen einer Arbeits-
gruppe mit Vertretern des Stadtrates wurde dies ebenfalls thematisiert. Der Erlass einer Sat-
zung zur Regelung der Zweckentfremdung wird geprüft und in Erwägung gezogen. 
 
Verdrängungsprozesse von Dauerwohnraum durch Ferienwohnungen und Zweitwohnungen 
und deren negative Folgen für die Wirtschaft der Stadt Füssen, die Aufrechterhaltung der Da-
seinsvorsorge und das soziale Leben sind in den überwiegenden Teilen der bebauten Gebiete 
der Stadt Füssen vorzufinden. Ferienwohnen wird wiederum vom Zweitwohnen verdrängt, so-
dass teilweise ebenfalls negative Entwicklungen bei touristischen Infrastrukturen beobachtet 
werden können. 
 
Der Stadtrat der Stadt Füssen beschloss am 26.07.2022 in öffentlicher Sitzung den einfachen 
Bebauungsplan W 81 E Kemptener Straße im unten dargestellten Geltungsbereich aufzustel-
len (Aufstellungsbeschluss). Ziel ist die Bauflächen für die Ansiedlung oder Beibehaltung dau-
ergenutzter Wohnungen zu sichern. Betriebe des Beherbergungsgewerbes und sonstige nicht 
störende Gewerbebetriebe im Sinne von § 13a Baunutzungsverordnung - BauNVO (Ferien-
wohnungen) sowie Vergnügungsstätten sind deshalb künftig auszuschließen. Ergänzt wird 
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dies um Wettannahmestellen; auch, soweit diese nicht unter den Begriff der Vergnügungsstät-
ten fallen, so haben diese doch nachteilige Auswirkungen auf das im Gebiet zu fördernde 
Dauerwohnen.   
 
Auszuschließen ist auch die Nutzung als Nebenwohnsitz. Dies wird durch die Festsetzung 
erreicht, dass Wohngebäude ausschließlich mit Wohnungen zum Dauerwohnen für Personen, 
die auf Dauer den Schwerpunkt der Lebensbeziehungen in der Stadt Füssen haben, zulässig 
sind. 
 
Eine nachhaltige Steuerung des Ausschlusses der Betriebe des Beherbergungsgewerbes und 
der Zweitwohnungen ist nur durch den Erlass eines Bebauungsplans möglich. Grundsätzlich 
besteht ein Beurteilungsspielraum, welche Nutzungen im Einzelnen als allgemein, ausnahms-
weise oder nicht zulässig festgesetzt werden.  
 
Die Differenzierung nach den Nutzungsarten ist nach § 1 Abs. 5 und Abs. 9 BauNVO zulässig. 
Besondere städtebauliche Gründe bestehen in der Sicherung von Wohnraum zur Dauernut-
zung. Eine Durchmischung mit Ferienwohnungen und Zweitwohnungen ist bereits im Bestand 
vorhanden. Allerdings besteht der Trend zur anhaltenden Umwandlung von ohnehin zu wenig 
vorhandenem dauergenutzten Wohnraum in Zweitwohnungen und Ferienwohnungen. Nach 
den Ergebnissen der Wohnraumbedarfsanalyse besteht nun Handlungsbedarf. Der Versor-
gung mit Wohnraum als existenzielles Grundbedürfnis ist insoweit ein höherer Stellenwert ein-
zuräumen als eine Nutzung zu touristischen Zwecken (Ferienwohnungen), die in erster Linie 
einem wirtschaftlichen Interesse dient oder Zweitwohnungen, die in erster Linie einem indivi-
duellen Freizeitbedürfnis dienen.  
 
Auf dieser Grundlage entspricht es ebenso einer legitimen städtebaulichen Zielsetzung, wei-
tere Nutzungen auszuschließen, die anerkannterweise einen Trading-down-Effekt fördern, wie 
Wettannahmestellen und Vergnügungsstätten wie insbesondere Spielhallen (BVerwG Beschl. 
v. 21.12.1992 – 4 B 182.92, Beschl. v. 5.1.1995 – 4 B 270.94, Beschl. v. 4.9.2008 – 4 BN 9.08, 
OVG Bremen Urt. v. 1.12.1987 – 1 BA 36.87 und VGH Mannheim Beschl. v. 24.1.2017 – 8 S 
2081/16) und insofern eine Strukturveränderung in dem Planungsbereich bewirken würden 
(BVerwG Urt. v. 30.6.1989 – 4 C 16.88).  
 
In dieser Hinsicht sind folgende Nutzungen wie bisher weiter allgemein zulässig, um dem 
Gebietscharakter Rechnung zu tragen: 
 
• Wohngebäude ausschließlich mit Wohnungen zum Dauerwohnen, 
• Läden, soweit sie nicht Wettannahmestellen sind, Schank- und Speisewirtschaften, 
• Sonstige Gewerbebetriebe, soweit Sie nicht Vergnügungsstätten oder Wettannahmestel-

len sind, 
• Geschäfts- und Bürogebäude, soweit Sie nicht Vergnügungsstätten beinhalten, 
• Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke. 
 
Ausnahmsweise können zugelassen werden 
• Anlagen für zentrale Einrichtungen der Verwaltung, 
• Tankstellen. 

 
Für die im o. a. Plan vom Umgriff des Geltungsbereichs gelb markierten ausgenommenen 
Bereiche werden über vorhabenbezogene Bebauungspläne mit Durchführungsverträgen ei-
gene Regelungen getroffen.  
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Folgen des Ausschlusses 
Festsetzungen zum Ausschluss haben zur Folge: 
• Bereits genehmigte Nutzungen bleiben zulässig (Bestandsschutz). 
• Eine Erweiterung genehmigter Nutzungen wird i. d. R. nicht mehr möglich sein. Schon 

vorhandene, aber nicht genehmigte Nutzungen erhalten keine Genehmigung mehr 
(auch wenn eine Anmeldung bei Füssen Tourismus und Marketing vorliegen sollte!) 

• Neu beantragte Nutzungen erhalten keine Genehmigung mehr - auch wenn im Gebiet 
vorher genehmigte Nutzungen vorhanden sind. Deren Präzedenzfallwirkung endet mit 
der Umplanung. 

• Eine Genehmigung im Weg der Befreiung (§ 31 Abs. 2 des Baugesetzbuches – BauGB) 
wird nicht mehr möglich sein, weil dies die Grundzüge der (Um-)Planung berühren 
würde. Persönliche Umstände des Antragstellers führen zu keinem anderen Ergebnis! 

 
 
Beherbergungskonzept 
 
2020 wurde ein Beherbergungskonzept für das gesamte Stadtgebiet erstellt, um eine Grund-
lage für die weitere Steuerung der touristischen Nutzungen zu schaffen. Dies steht im Zu-
sammenhang mit einer Wohnraumbedarfsanalyse. Belegt wird hierdurch, dass trotz Auswei-
sung von Baugebieten ein anhaltendes Defizit an Wohnraum besteht. Zu den Gründen zählt 
die hohe und weiter steigende Zahl Ferienwohnungen, die zu einer Verdrängung des dauer-
genutzten Wohnraumes führt. Das Beherbergungskonzept empfiehlt, anlassbezogen eine 
Steuerung der Entwicklung im Rahmen der Bauleitplanung vorzunehmen. 
 
 
Beherbergungskonzept für die Stadt Füssen (beschlossene bereichsweise Umsetzung): 
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